
Angehörige auf Grund der konkreten Situation und 
der zur Ausführung kommenden Tat nach bestem 
Wissen den Umständen nach die Schlußfolgerung zie
hen konnte, daß eine Straftat im Sinne des § 17 Abs. 2 
VP-Gesetz vorliegt.

Schadensregelung
§ 18 VP-Gesetz regelt die Entschädigung für Perso
nen, die bei der Unterstützung der Volkspolizei einen 
Schaden erlitten haben. Immer mehr Bürger, nicht 
nur die freiwilligen Helfer der Volkspolizei, setzen 
sich selbständig dafür ein, daß Rechtsverletzungen 
oder anderen Gefahren oder Störungen vorgebeugt 
wird. Die gesetzliche Festlegung, daß ihnen für Schä
den, die im Zusammenhang damit entstanden sind, 
Schadenersatz gewährt wird, wird zur weiteren Er

höhung ihrer Initiative bei der Unterstützung der 
Volkspolizei beitragen.
Der Schadenersatz regelt sich sowohl dem Grunde wie 
dem Umfange nach gemäß der VO über die Erweite
rung des Versicherungsschutzes bei Unfällen vom
15. März 1962 (GBl. II S. 123) und der dazu erlassenen 
Bestimmungen sowie der Anweisung des Ministers der 
Finanzen Nr. 30/61 vom 17. August 1961.
Schäden, die im Zusammenhang mit der dienstlichen 
Tätigkeit der Volkspolizei durch VP-Angehörige bei 
anderen Bürgern verursacht werden, sind damit 
jedoch nicht erfaßt. Für derartige Schäden haftet ge
mäß Art. 106 der Verfassung die Volkspolizei, wobei 
die näheren Voraussetzungen und das Verfah
ren noch einer gesonderten gesetzlichen Regelung Vor
behalten bleiben.

EVA GEISTER UND HUBERT LEHMANN, Richter am Obersten Gericht

Zur Zusammenarbeit der Gerichte mit den Organen der Jugendhilfe 
in Strafverfahren gegen Jugendliche

Die nachfolgenden Darlegungen sind mit der Abtei
lung Jugendhilfe im Ministerium für Volksbildung, 
abgestimmt worden. In ihnen wurden insbesondere 
die Vorschläge von Studienrat F u n k e  zur Präzi
sierung der Stellung der Organe der Jugendhilfe in 
der Hauptverhandlung, die er auf der 19. Plenar
tagung des Obersten Gerichts zur Diskussion gestellt 
hat (vgl. NJ 1968 S. 433), berücksichtigt. Die Verfasser 
sprechen ihm an dieser Stelle für seine wertvolle 
Hilfe ihren Dank aus.

Nach den Grundsätzen des neuen, sozialistischen Straf
rechts ist die Mitwirkung der Organe der Jugendhilfe 
im Strafverfahren allein' von der sozialpädagogischen 
Aufgabenstellung dieser Organe bestimmt. Sie reali
sieren in keinem Falle mehr strafrechtliche Verantwort
lichkeit Jugendlicher.
Die spezifischen Aufgaben der Organe der Jugendhilfe 
sind im Gesetz über das einheitliche sozialistische Bil
dungssystem, im Familiengesetzbuch und in der Jugend
hilfeverordnung (JHVO) festgelegt und bestehen — kurz 
gesagt — darin, die sozialistische Erziehung der Kinder 
und Jugendlichen zu sichern, deren Erziehungsberech
tigte ausgefallen sind oder bei der Erziehung versagen. 
Aus dieser sozialpädagogischen Aufgabenstellung der 
Organe der Jugendhilfe ergibt sich allgemein ihr Recht 
und ihre Pflicht, die Rechtspflegeorgane zu unter
stützen, wenn über Angelegenheiten Minderjähriger 
beraten und entschieden wird (§ 1 JHVO), und speziell 
die Notwendigkeit, sie in das System der Verhütung 
und Bekämpfung der Kriminalität einzuordnen. So 
macht z. B. der Gesichtspunkt, daß bei sozial fehlent
wickelten Kindern und Jugendlichen die sozialpädago
gische Aufgabe die Umerziehung dieser.Minderjährigen 
einschließt, deutlich, daß die Tätigkeit der Jugendhilfe
organe unmittelbar gegen die Fehlentwicklung und 
gegen kriminelles Verhalten von Kindern und Jugend
lichen gerichtet ist.
Die enge Zusammenarbeit der Gerichte mit den Or
ganen der Jugendhilfe im Strafverfahren gegen Jugend
liche ist für die wirkungsvolle gerichtliche Entschei
dungstätigkeit im Einzelfall und für die systematische 
Zurückdrängung der Jugendkriminalität von großer 
Bedeutung. Es ist hier nicht möglich, auf alle Seiten 
der Zusammenarbeit zwischen den Gerichten und den 
Jugendhilfeorganen einzugehen, die sich aus der Ein
ordnung der Organe der Jugendhilfe in das System 
der Verhütung und Bekämpfung der Kriminalität er

geben1. Gegenwärtig ist es erforderlich, bei der Anwen
dung der neuen Strafgesetze unter Berücksichtigung der 
Materialien der 19. Plenartagung des Obersten Gerichts 
über Aufgaben der Gerichte bei der Bekämpfung Und 
Verhütung der Jugendkriminalität (NJ 1968, Heft 14) 
sowohl inhaltlich als auch der Form nach die besten 
Methoden der Zusammenarbeit zu entwickeln, die dabei 
gewonnenen Erfahrungen auszuwerten, zu verallgemei
nern und danach die effektivsten Methoden der Zu
sammenarbeit in einem Leitungsdokument niederzu
legen.
Im Interesse einer einheitlichen Rechtsanwendung 
sollen deshalb im folgenden einige Fragen der Zusam
menarbeit der Gerichte mit den Organen der Jugend
hilfe im gerichtlichen Verfahren und bei der Durch
setzung der gerichtlichen Entscheidungen behandelt 
werden, ohne damit der schöpferischen Entwicklung 
noch wirkungsvollerer Arbeitsweisen Grenzen setzen zu 
wollen.

Die Mitwirkung der Organe der Jugendliilfe 
im gerichtlichen Verfahren

Die Mitwirkung der Organe der Jugendhilfe ist in allen 
Strafverfahren gegen Jugendliche erforderlich. Die 
Strafprozeßordnung macht es den Gerichten zur Pflicht, 
in diesen Verfahren mit den Organen der Jugendhilfe 
zusammenzuarbeiten und sie entsprechend ihrer spezi
fischen Verantwortung an dem gesamten Verfahren 
zu beteiligen (§§ 21 Abs. 2, 71 Abs. 1 StPO). Die Organe 
der Jugendhilfe haben somit gegenüber dem Gericht 
eine beratende und unterstützende Funktion und ein 
Recht auf aktive Mitwirkung.
Der Nutzen dieser Zusammenarbeit ist wechselseitig: 
Sie hilft dem Gericht, die Persönlichkeit und die Er
ziehungsverhältnisse des Jugendlichen richtig zu beur
teilen, und vermittelt den Jugendhilfeorganen wertvolle 
Hinweise für ihre Arbeit mit dem Jugendlichen, wenn 
neben einer gerichtlichen Sanktion für die begangene 
Straftat weitere Maßnahmen der Erziehungshilfe bzw. 
familienrechtliche Maßnahmen im Hinblick auf die so
ziale Eingliederung oder Wiedereingliederung notwen
dig werden.
1 Zu den Aufgaben der Organe der Jugendhilfe bei der Be
kämpfung der Jugendkriminalität und ihrer Mitwirkung in 
Strafverfahren gegen Jugendliche — vor allem Im Ermittlungs
verfahren — macht Funke, „Sozialistisches Strafrecht und 
Jugendhilfe“, Jugendhilfe 1968, Heft 8, S. 225 if., wertvolle 
Ausführungen.
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